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Mit der vermeintlichen Aufsichtspflicht stationärer und ambulanter Dienstleister gegenüber pflegebedürftigen Personen werden oft massive Eingriffe in die Persönlichkeitsrechte Betroffener gerechtfertigt. Ängste vor einer strafrechtlichen oder zivilrechtlichen Haftung sowie „Anordnungen“ durch den behandelnden Arzt oder entsprechende Forderungen der Angehörigen verstärken den Druck auf Personal und Betreiber. Auch § 4 Abs 1 Z 1 des Entwurfs für die Neufassung des Steiermärkischen Pflegeheimgesetzes spricht von „der Aufsichtspflicht des Heimbetreibers“. Eine Aufsichtspflicht im rechtlichen Sinn besteht in diesen Fällen aber nicht, allerdings gibt es Schutz- und Sorgfaltspflichten, die der Leistungserbringer zu erfüllen hat.
Eine Aufsichtspflicht besteht nur dann, wenn dies durch ein Gesetz  festgelegt wurde (zB Eltern/Kinder, Lehrer/Schüler) oder durch Vertrag vereinbart wird.
 Eine explizite gesetzliche Bestimmung, die Betreuungspersonen eine Aufsichtspflicht auferlegt, gibt es in der österreichischen Rechtsordnung nicht. Bleibt zu prüfen, ob und in welchem Ausmaß Aufsichtspflichten vertraglich begründet werden.

Regelmäßig wird zwischen der jeweiligen Betreuungsinstitution und der zu betreuenden oder zu pflegenden Person ein Vertrag geschlossen.
 Ist die zu betreuende Person nicht mehr geschäftsfähig, so wird der Vertrag vom Sachwalter geschlossen. Der Inhalt dieser Verträge, zumindest soweit er explizit vereinbart wird, führt aber in keinem bekannten Falle die Aufsicht über die pflegebedürftige Person als Pflicht der Betreuungsinstitution an. Zweifellos bestehen aber im Rahmen der vertraglichen Nebenpflichten auch gewisse Schutz- und Sorgfaltspflichten gegenüber dem jeweiligen Vertragspartner. 

Hier sind insbesondere beim medizinischen Behandlungsvertrag notwendige Sicherungsmaßnahmen sowie die Pflicht zur Beaufsichtigung in einem dem Gesundheitszustand des Patienten entsprechenden und daher individuellen Ausmaß anerkannt. Das individuelle Ausmaß, etwa hinsichtlich der erforderlichen Beaufsichtigung in der Nacht,  orientiert sich grundsätzlich auch an der erfolgten Pflegeeinstufung, die regelmäßig Vertragsbestandteil wird, zumal sie ausschlaggebend für die Höhe der Pflege- und Betreuungskosten ist. Die vertraglichen Sorgfaltspflichten beschränken sich vorwiegend auf die Behandlung, Pflege und Betreuung in stationären Einrichtungen, weil bei der ambulanten Betreuung entweder die betroffenen Personen auf Grund ihres guten Gesundheitszustandes kaum besonderer Sicherungsmaßnahmen bedürfen oder eine ständige Betreuungsperson – zumeist aus dem Familienkreis – für die erforderliche Beaufsichtigung sorgt.

Träger von Krankenhäusern und Heimen haben auf Grund des Behandlungs- oder Heimvertrages zu gewährleisten, dass die aufgenommenen Personen durch die Betreuung während des Aufenthaltes in der Einrichtung keinen Schaden erleiden. Das Ausmaß der erforderlichen Sorgfalt orientiert sich im Einzelfall am maßgetreuen Menschen, also daran, was von einem ordentlichen, pflichtbewussten Durchschnittsmitarbeiter in der konkreten Situation erwartet werden kann. Es ist dabei jene Achtsamkeit unerlässlich, die im normalen Umgang mit – zB alten und pflegebedürftigen – Menschen berechtigterweise verlangt wird. Neben der erforderlichen Beaufsichtigung sind insbesondere stationäre Einrichtungen zum Schutze betreuter Personen verpflichtet, ausreichend und ausreichend qualifiziertes Personal einzusetzen sowie die Räumlichkeiten entsprechend zu gestalten. Zumindest in psychiatrischen Krankenanstalten sind die Kosten für sachlichen und personellen Aufwand zum Schutz des Patienten vor Selbstschädigungen regelmäßig zumutbar.

Das Ausmaß der Sorgfalts- und Beaufsichtigungspflichten bei volljährigen Personen – insbesondere zB bei alten verwirrten Menschen – orientiert sich an den Schutzpflichten aus dem Vertrag, an den strafrechtlichen Hilfeleistungspflichten und an den allgemeinen Verkehrssicherungspflichten. Dem Schutz von Leben und Gesundheit kommt im Rahmen von Behandlungs- und Betreuungsverträgen vorrangige Bedeutung zu. Alle Maßnahmen der Beaufsichtigungs- und Betreuungspflicht sind aber grundsätzlich begrenzt durch das in Österreich und Deutschland verfassungsrechtlich verankerte Recht auf Selbstbestimmung.
 Die Beobachtung und Beaufsichtigung sowie allenfalls Beschränkung der Bewegungsfreiheit – in Österreich nach dem Unterbringungsgesetz, in Deutschland nach richterlicher Genehmigung auch in Heimen – hat ihre Grenzen in der erforderlichen Berücksichtigung des Freiheitsanspruchs der Person. Die ständige und umfassende Überwachung ohne Privatsphäre widerspricht dem heutigen Verständnis von Menschenwürde.

Darüber hinaus sind die strafrechtlich geschützten Rechte zu berücksichtigen. Vertragliche Schutz- und Sorgfaltspflichten rechtfertigen jedenfalls keine – auch objektiv notwendigen – (Betreuungs)Maßnahmen gegen den Willen der betroffenen Person, wie insbesondere freiheitsbeschränkende Maßnahmen. Liegt die Zustimmung der betroffenen Person zu einer Bewegungsbeschränkung (zB Bettgitter) vor, so handelt es sich aber nicht um eine Freiheitsbeschränkung. Allerdings ist eine Einwilligung nur dann wirksam, wenn kein Zweifel an der Geschäftsfähigkeit der betroffenen Person besteht. Im Zweifel ist in solchen Fällen von einer freiheitsbeschränkenden Maßnahme auszugehen.

Freiheitsbeschränkende Maßnahmen zum Schutz vor einer Selbst- oder Fremdgefährdung dürfen in Österreich außerhalb des Strafrechts nur im Rahmen des Unterbringungsverfahrens vorgenommen werden. Eine allgemeine Sicherstellung psychisch kranker Patienten durch Unterbringung hinter sterilen Gittern, wie das früher mit dem Interesse der Allgemeinheit an der Verhinderung schwerwiegender Vorfälle gerechtfertigt wurde, widerspricht aber den anerkannten psychotherapeutischen Zielsetzungen, wonach der Patient in ein selbstbestimmtes Leben mit persönlicher Verantwortung geführt werden soll. 

„Die aus dem Heimbetreuungsvertrag erwachsende Nebenpflicht, die Heimbewohner vor Schaden zu bewahren, ist auf die in Pflegeheimen üblichen Maßnahmen begrenzt, die mit einem vernünftigen finanziellen und personellen Aufwand realisierbar sind.“ Im gegenständlichen Fall ist eine an mittelschwerer seniler Demenz leidende Heimbewohnerin in der Nacht, auf dem Weg zur Toilette, gestürzt und hat sich dabei schwer verletzt. Die dadurch entstehenden Kosten für die medizinische Behandlung forderte die Krankenversicherung vom Heimträger. Das Gericht wies die Klage jedoch ab, zumal eine lückenlose Überwachung nicht möglich und – den therapeutischen Zielvorstellung entsprechend – auch nicht sinnvoll sei. Vielmehr „ist in jedem Einzelfall unter Berücksichtigung des körperlichen und geistigen Zustands sowie der Würde des einzelnen Heimbewohners abzuwägen, welche seiner Sicherheit dienende Maßnahme als verhältnismäßig angesehen werden kann“ (LG Essen, Urteil v. 21.8. 1998, 3 O 266/98). 
Es gehört aber zur sachgerechten pflegerischen Betreuung, dass ein Sturz eines Patienten aus dem Rollstuhl während der Pflege ausgeschlossen ist: Eine körperbehinderte Patientin fiel aus dem Duschstuhl als sie sich nach vorne beugte, um ein Handtuch zu ergreifen. Dabei verletzte sie sich schwer. Eine Pflegerin hatte die Patientin geduscht und kurz im Raum mit der Bemerkung zurückgelassen, sie käme gleich wieder. Die noch nasse Patientin bekam zu kalt und wollte das Handtuch zum Abtrocknen ergreifen. Die Pflegerin hätte damit rechnen müssen, dass die Patientin in der Lage, in die sie gebracht wurde, versuchen würde, nach dem Handtuch zu greifen. Die Pflegerin hätte die Patientin zumindest auf die bei einem solchen Duschstuhl bestehende hohe Kippgefahr eindringlich hinweisen müssen (BGH, Urteil v. 25.6. 1991, VI ZR 320/90).
Auch die Tatsache, dass ein Patient verwirrt ist, verpflichtet eine Einrichtung nicht, Dauerwachen zu organisieren, und bei Patienten mit hirnorganischem Psychosyndrom kann das Anbringen von Bettgittern kontraindiziert sein, wenn sie in guter körperlicher Verfassung sind. Wenn vorhersehbar ist, dass eine ausreichend rüstige Patientin versuchen wird, das Bettgitter zu überklettern, darf ein Bettgitter keinesfalls angebracht werden. Wird dennoch ein Bettgitter angebracht, kann dies sogar haftungsbegründend sein, zumindest in dem Ausmaß als die Schädigung durch das vorhandene Bettgitter schwerer ausfällt als dies ohne Bettgitter der Fall gewesen wäre (LG Heidelberg, Urteil v. 15.11.1996, AZ 4 O 129/93). 
Auch besteht bei einer Person, die an fortgeschrittener Cerebralsklerose leidet, die zeitweise zu völliger Verwirrtheit führt, keine Pflicht des Heimbetreibers, in der Nacht ein Bettgitter anzubringen. Dass Verletzungen bei Menschen in höherem Lebensalter regelmäßig schwerwiegendere Folgen nach sich ziehen, rechtfertigt solche Sicherungsmaßnahmen für sich alleine nicht (LG Dresden, Urteil v. 29.10. 1997, 10-O-3520/97).

Risiken gehören zum Leben und das Risiko zu stürzen stellt ein normales Lebensrisiko alter und pflegebedürftiger Menschen dar. Menschen über 60 Jahre stürzen durchschnittlich ein- bis zweimal pro Jahr. Es ist nicht Aufgabe der (professionellen) Pflege und Betreuung, normale Lebensrisiken auszuschließen, zumal dies immer auf Kosten der Selbstbestimmung und Lebensqualität geht. Die Gefahren sind zu minimieren und die Risiken zu begrenzen, aber ein völliger Risikoausschluss ist nicht möglich und auch rechtlich weder gefordert noch zulässig. Denn mit jeder Sicherungsmaßnahme ist ein Rechtseingriff in die Freiheitsrechte der Betroffenen verbunden, die in unserer Rechtsordnung, aber auch in den ethischen Grundsätzen der Pflege in besonderer Weise respektiert und geschützt werden (Klie, Altenheim 2000/2, 8).

� Eine vertragliche Übertragung der Aufsichtspflicht kommt nur bei Kindern in Betracht; zB Unterbringung im Kindergarten.


� Dieser wird häufig schriftlich geschlossen, kommt aber jedenfalls mündlich oder schlüssig zustande.


� Demnach kann jedermann nach freiem Willen tun und lassen, was er will, wenn dadurch nicht in höher zu bewertende Rechte Dritter eingegriffen wird; vgl Linzbach, Aufsichtspflicht des Trägers gegenüber verwirrten Heimbewohnern, Altenheim 1982/9, 209 (212). Auch hat der Staat nicht das Recht, seine erwachsenen und zu freier Willensbildung fähigen Bürger zu erziehen, zu bessern oder zu hindern, sich selbst zu schädigen; BayObLG FamRZ 1993, 851 (852); FamRZ 1993, 998 (999); BtPrax 1996, 897; OLG Hamm FamRZ 1995, 433 (435).





